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Wann immer von der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse gesprochen oder ge-
schrieben wird: Ein Bezug zum Thema der Daseinsvorsorge wird nahezu in jedem
Falle unmittelbar hergestellt (vgl. z.B. ARL 2016; Steinmeier 2019; Kersten et al.
2020). Meist geht es heute dann ausschließlich um ländliche Räume (früher auch um
das sogenannte Zonenrandgebiet), ihre tatsächlichen oder vermuteten Defizite sowie
die Sicherung oder den Umbau technischer, sozialer, medizinischer und anderer Ein-
richtungen der wohnortnahen Versorgung. Zugleich handelte es sich stets um einen
Selbstverortungsdiskurs einer Gesellschaft im Wandel, ihres Sozialstaats- und Poli-
tikverständnisses. Ein jüngeres Beispiel dafür waren die teils heftigen – ablehnenden
wie zustimmenden – Reaktionen auf die Aussage der Bundesforschungsministerin
Anja Karliczek im November 2018: „5G ist nicht an jeder Milchkanne notwendig“
(Reuters 2018). Ist es heute die Digitalisierung, an der Ausstattungsstandards und
damit auch die Modernität unterschiedlicher Raumtypen verhandelt werden, wa-
ren es noch vor wenigen Jahrzehnten Kanalisation, Straßenbau oder weiterbildende
Schulen.

1 Ländliche Räume im Fokus medialer und politischer Aufmerksamkeit

Ländliche Räume sind in den letzten Jahren verstärkt in den Fokus medialer und
politischer Aufmerksamkeit gerückt (Strotdrees 2018). Auslöser hierfür waren ins-
besondere die Abstimmungsergebnisse zum Brexit-Referendum und zur US-Präsi-
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dentenwahl 2016 sowie die Wahlergebnisse der AfD bei der Bundestagswahl 2017
(z.B. Ehrenstein 2016; Volkert und Datli 2017). In den Medien wurde seitdem über
„abgehängte“ Regionen und über Gefühle des „Abgehängtseins“ berichtet, und dies
oft in Zusammenhang mit ländlichen Räumen oder „dem ländlichen Raum“. Dep-
pisch (2019) wertete in einer Untersuchung 233 mit den Suchbegriffspaaren „AfD,
abgehängt“ und „ländlich, abgehängt“ ermittelte Beiträge aus Print- und Onlineme-
dien aus dem 2. Halbjahr 2017 aus. Sie zeigt, dass sich „Abgehängtsein“ im populär-
medialen Diskurs in drei Narrative einordnen lässt:

a) ein infrastrukturelles, das „von einer Schwäche öffentlicher und privater Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge insbesondere ländlicher Räume“ (Deppisch 2019,
S. i) ausgeht,

b) ein wirtschaftliches, das sich auf Arbeitsplatzverluste und Abstiegsängste bezieht
und

c) ein kulturelles, das sich in der Ablehnung moderner und kosmopolitischer Wert-
vorstellungen äußert.

Ob diese Narrative des Abgehängtseins spezifisch für ländliche Räume sind oder
sich auf Deutschland insgesamt übertragen lassen, wurde dabei nicht untersucht.1

Die politische Aufmerksamkeit für ländliche Räume zeigt sich beispielsweise an
der Besuchsreise, die Bundespräsident Steinmeier unter dem Titel „Land in Sicht –
Zukunft ländlicher Räume“ 2018/19 durchgeführt und auf seinen Webseiten heraus-
gehoben dargestellt hat.2 Schon in seiner Antrittsrede als Bundespräsident hatte er
2017 gefragt: „Wie erhalten wir Hoffnung dort, wo im Dorf Schule, Arzt, Friseur,
Tankstelle längst geschlossen sind und jetzt auch noch die letzte Busverbindung ge-
kappt wird?“ (Steinmeier 2017, S. 6). In seiner Rede beim „ZukunftsforumLändliche
Entwicklung“ wies er 2019 auf die Verantwortung des Staates hin und stellte die
Rolle von Daseinsvorsorge heraus: „Der Staat muss also deutschlandweit eine gute
Infrastruktur gewährleisten. Denn eine gute Infrastruktur ist mehr als Daseinsvorsor-
ge, sie ist Dableibevorsorge. Darauf müssen sich die Menschen auch in ländlichen
Gebieten verlassen können. Das ist der Staat ihnen schuldig!“ (Steinmeier 2019,
S. 5).

Ein weiteres Beispiel für die politische Aufmerksamkeit ist die Kommissi-
on „Gleichwertige Lebensverhältnisse“, die 2018/19 mit Vertreter*innen aller
Bundesministerien3, der 16 Bundesländer und der kommunalen Spitzenverbände4

Vorschläge erarbeiten sollte, wie gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland

1 Korte (2019, S. 434) konstatiert für die Gesellschaft in Deutschland: „Die Kluft zum entfesselten Tempo
der Globalisierung speist unweigerlich die Sehnsucht nach dem Verlorenen. Zeitgleich wächst die Angst
vor dem Verlust des gesellschaftlichen Status.“ Er kontrastiert einen „elitär wahrgenommenen kosmo-
politischen Liberalismus“ mit einem „neuen radikalen völkische[n] Autoritarismus“ (ebd., S. 431). Ein
Vergleich der subjektiven Wahrnehmungen in unterschiedlichen Raum- und Siedlungstypen wäre hier aus-
gesprochen vielversprechend.
2 Siehe https://www.bundespraesident.de/DE/Bundespraesident/Land-in-Sicht/Land-in-Sicht-node.html,
Zugriff: 24.10.2020.
3 Einschließlich der Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien, des Beauftragten der Bun-
desregierung für die neuen Länder und der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge und Integration.
4 Deutscher Landkreistag, Deutscher Städtetag, Deutscher Städte- und Gemeindebund.
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erreicht werden können. Nach dem Abschlussbericht der drei Vorsitzminister*innen
bedeuten gleichwertige Lebensverhältnisse „gute Entwicklungschancen und faire
Teilhabemöglichkeiten für alle in Deutschland lebenden Menschen, unabhängig
vom Wohnort“ (BMI et al. 2019, S. 8). Auf diese Kommission werden wir noch
einmal zurückkommen.

Bereits an diesen Beispielen wird die große Bedeutung von Daseinsvorsorge im
Diskurs um gleichwertige Lebensverhältnisse – oft auf eine Gegenüberstellung von
„Stadt“ und „Land“ verkürzt – deutlich, ebenso wie die Rolle des Staates für eine
wie auch immer geartete Gewährleistung. Zugleich weist die Debatte zahlreiche
Verkürzungen auf, wenn etwa ausschließlich von einem Abbau der Daseinsvorsorge
die Rede ist, und wenn dies auf „den“ ländlichen Raum bezogen wird. Beide Aspekte
werden im Folgenden genauer betrachtet.

2 Vielfalt ländlicher Räume

Bis in die 1960er-Jahre war der ländliche Raum „ein relativ homogener Raumtyp ...,
der vor allem durch die große Bedeutung der Landwirtschaft, eine geringe Bevölke-
rungsdichte sowie die Dominanz bestimmter ländlicher Lebensweisen charakterisiert
wurde“ (Mose 2018, S. 1324). Schon lange ist eine dichotome Raumbetrachtung von
„Stadt“ und „Land“ der Realität nicht mehr angemessen. Stattdessen wird vielfach
von einem Stadt-Land-Kontinuum ausgegangen und anerkannt, dass aufgrund der
Vielfältigkeit ländlicher Räume von diesen im Plural und nicht im Singular gespro-
chen werden sollte. Ein typischer ländlicher Lebensstil existiert heute ebenso wenig
wie eine typisch ländliche Wirtschaftsstruktur5 (Küpper und Milbert 2020).

Die eine, allseits anerkannte und verwendete Raumtypisierung für Deutschland6

gibt es nicht. Vielfach herangezogen werden die siedlungsstrukturelle Kreistypisie-
rung des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung, die zwei städtische
und zwei ländliche Regionstypen unterscheidet (BBSR 2012), und die Thünen-Typi-
sierung ländlicher Räume, die vier ländliche und einen nicht-ländlichen Regionstyp
beinhaltet (Küpper 2016; vgl. auch Küpper und Milbert 2020).

Die Thünen-Typisierung ländlicher Räume ist durch zwei Dimensionen gekenn-
zeichnet: Für die Dimension Ländlichkeit wird aus fünf Indikatoren ein Index ge-
bildet. Eine Region ist demnach umso ländlicher, je geringer die Siedlungsdichte, je
höher der Anteil von Ein- und Zweifamilienhäusern und je höher der Anteil land-
und forstwirtschaftlicher Fläche ist und je geringer das regionale Bevölkerungspo-
tenzial und die Erreichbarkeit der fünf nächsten Oberzentren sind (Küpper 2016).
Die zweite Dimension bildet anhand von neun Indikatoren die sozioökonomische
Lage ländlicher Räume ab. Als Ergebnis unterscheidet die Thünen-Typisierung flä-

5 Die wirtschaftliche Bedeutung von Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei in Deutschland ist auch in
ländlichen Räumen im Durchschnitt sehr gering. So lag ihr Anteil 2017 bezogen auf die Erwerbstätigkeit
in ländlichen Räumen (nach Thünen-Typisierung) bei 2,4% (Deutschland insgesamt: 1,4%) und bezogen
auf die Bruttowertschöpfung bei 1,7% (0,9%) (eigene Berechnungen; Statistische Ämter des Bundes und
der Länder 2020; Küpper 2016).
6 Für internationale Vergleiche vgl. auch die Raumtypisierungen von OECD und Eurostat (Dijkstra und
Poelman 2018).
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chendeckend für Deutschland auf Ebene der 361 Kreisregionen sehr ländliche, eher
ländliche und nicht-ländliche Regionen. Die ländlichen Regionen sind zudem weiter
unterteilt in solche mit guter und mit weniger guter sozioökonomischer Lage.

Das Thünen-Monitoring Ländliche Räume, in dessen Rahmen die Raumtypi-
sierung erarbeitet wurde, zielt darauf ab, Lebensverhältnisse in ländlichen Räumen
einerseits anhand von flächendeckend, in kleinräumiger Auflösung vorliegenden Da-
ten der amtlichen Statistik und anhand von Ergebnissen aus Erreichbarkeitsanalysen
darzustellen und andererseits die Sicht der Bevölkerung auf Ebene der Thünen-Typen
ländlicher Räume durch repräsentative Befragungen einfließen zu lassen. Kernstück
des Monitorings ist der Landatlas (www.landatlas.de; Steinführer et al. 2018), der
über 80 Indikatoren kartographisch auf Kreisregions- oder Gemeindeverbandsebene
abbildet.

Die Daten des Landatlasses zeigen: Ländliche Räume sind vielfältig, und sie sind
keineswegs per se „abgehängt“. Deutschland entwickelt sich räumlich auch nicht
immer weiter auseinander, auch wenn dies oft behauptet wird (so z.B. Kersten et al.
2020). Küpper und Peters (2019) haben für 13 Indikatoren untersucht, wie sich
regionale Disparitäten hinsichtlich Wirtschaftskraft, sozialer Lage sowie Daseins-
vorsorge und Infrastruktur in Deutschland und seinen ländlichen Räumen seit 2000
entwickelt haben. Ihre Ergebnisse zeigen, dass „sich auf der räumlichen Analyseebe-
ne der Kreisregionen weder ein grundsätzliches Auseinanderdriften der Regionen in
Deutschland noch eine pauschale Abkopplung ländlicher Räume von der gesamtge-
sellschaftlichen Entwicklung feststellen“ lässt (Küpper und Peters 2019, S. i; vgl.
für ökonomische Indikatoren auch Röhl 2017; Braml und Felbermayr 2018; aus
sozialgeographischer Perspektive: Miggelbrink 2020).

3 Zusammenhänge zwischen Daseinsvorsorge und gleichwertigen
Lebensverhältnissen

Daseinsvorsorge ist ein Schlüsselbegriff des Sozialstaatsverständnisses der Bundes-
republik. Die Geschichte und Bedeutungsvielfalt des nicht unumstrittenen Begriffs
kann im Rahmen dieses Beitrags nicht aufgearbeitet werden (vgl. verschiedene
Beiträge in Neu 2009). In einem engeren Verständnis zählen zur Daseinsvorsorge
„Dienstleistungen, an deren Angebot ein besonderes öffentliches Interesse besteht“
(Einig 2008, S. 17). Diese werden von öffentlichen, privaten und gemeinnützigen
Akteuren sowie – nicht unbedeutend, wenn man etwa an soziale Dienste oder Frei-
willige Feuerwehren denkt – ehrenamtlich von Privatpersonen erbracht. Jeder Da-
seinsvorsorgebereich (von der technischen Infrastruktur der Ver- und Entsorgung,
der Kommunikationstechnik, den Verkehrsdiensten und der Energieversorgung über
Einrichtungen der (vor)schulischen Bildung sowie der Aus- und Weiterbildung, kul-
turelle Einrichtungen, die Gesundheitsversorgung und Pflege, die Nahversorgung,
die polizeiliche wie nichtpolizeiliche Gefahrenabwehr bis hin zur Wohnungsversor-
gung) ist durch eine komplexe Governancestruktur mit vielfältigen Akteuren und
Regelungen charakterisiert sowie kontinuierlich im Wandel begriffen (Steinführer
2015).
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Wie die (konkrete) Ausgestaltung von Daseinsvorsorge vor dem Hintergrund des
bundesdeutschen Sozialstaatsverständnisses ist auch die Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse ein wiederkehrendes Thema politischer und wissenschaftlicher De-
batten in Deutschland. Diese lässt sich mit Aring (2010, S. 766) zum einen als
die „räumliche Ausprägung des Sozialstaats“ bezeichnen. Zum anderen aber bleibt
die Formel von der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse unbestimmt und je
nach gesellschaftlicher Situation neu operationalisierbar. Diese Schwäche ist zu-
gleich ihre Stärke – so setzen sich immer neue Generationen von Politiker*innen,
Planer*innen und Wissenschaftler*innen mit dem Konzept bzw. normativen Ziel
auseinander und versuchen, es mit Leben zu füllen und mit Daten zu untersetzen
(Steinführer et al. 2020). Im Grundgesetz ist die „Herstellung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse“ in Art. 72 genannt, allerdings nicht als Staatsziel, sondern zur
Abgrenzung der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern. Im Raumordnungsge-
setz werden „ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaftliche, ökologische
und kulturelle Verhältnisse“ als Grundsatz und Ziel der Raumordnung benannt. In
der Umsetzung dessen kam der (öffentlichen) Daseinsvorsorge stets eine Schlüssel-
funktion zu. „Nehmt euch die Stadt zum Bilde“ – so hieß es schon in den 1950er-
Jahren, um mit einer „sozialen Aufrüstung“ des Dorfes im Grunde eine Nivellierung
von „Stadt“ und „Land“ zu erreichen (Fuchs 1996). Zwar waren diese Bemühun-
gen noch nicht von einer Gleichwertigkeitsrhetorik begleitet (dies erfolgte erst mit
dem fünften Raumordnungsbericht 1972 und dem Bundesraumordnungsprogramm
von 1975), doch bildete Gleichwertigkeit bereits in den ersten beiden Nachkriegs-
jahrzehnten den impliziten Orientierungsrahmen der Raumordnungspolitik (Strubelt
2004, S. 251).

Als kleinster gemeinsamer Nenner lässt sich die öffentliche Daseinsvorsorge als
Voraussetzung gleichwertiger Lebensverhältnisse identifizieren (so z.B. ARL 2006,
2016, Stielike 2010). Hier ist in den vergangenen Jahren eine Diskursverschiebung
weg von einer Ausstattungs„fixiertheit“ hin zu einer Ergebnisorientierung erfolgt:
Demnach solle nicht das Vorhandensein einer Schule, sondern das Bildungsniveau
der Bevölkerung einer Region der Maßstab von Chancengerechtigkeit im Sinne
gleichwertiger Lebensverhältnisse sein (ARL 2016). Ein breiter Konsens besteht da-
rüber, dass neben der Daseinsvorsorge auch Einkommens- und Erwerbsmöglichkei-
ten die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse maßgeblich mitbestimmen. Zudem
finden teilweise weitere Bereiche wie der Zustand der natürlichen Lebensgrundlagen
Berücksichtigung in einschlägigen Indikatorensystemen oder auch im Leitfaden zur
Durchführung des „Gleichwertigkeits-Checks“ bei Gesetzesvorhaben des Bundes
(BMI 2020).

4 Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen: wo stehen wir?

Für über 30 Einrichtungen der Daseinsvorsorge – z.B. verschiedene Ärztegruppen,
Krankenhäuser, Schulen, Polizeistationen, Bushaltestellen – wurden für den Land-
atlas die Erreichbarkeiten zu Fuß, per Fahrrad und per Auto deutschlandweit auf
250m× 250m-Basis berechnet. Die Ergebnisse zeigen ein ähnliches Muster: Nahe-
zu die gesamte automobile Bevölkerung in Deutschland kann innerhalb von 15min
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Fahrzeit die betrachtete Einrichtung erreichen (vgl. z.B. Neumeier 2017, 2018a,
2018b). Die wenigen Prozent, die länger fahren müssen, wohnen in sehr dünn besie-
delten, peripheren Regionen. Ist man jedoch auf das Fahrrad angewiesen oder muss
zu Fuß gehen, reichen 15min oftmals nicht aus.7 So können je nach ländlichem
Raumtyp zwischen 75 und 91% der Bevölkerung den nächsten Hausarzt innerhalb
von 15min erreichen. Zu Fuß trifft dies für 47–65% zu.

Die statistische Ermittlung potenzieller Erreichbarkeiten ist ein möglicher Zu-
gang, um die Daseinsvorsorgeausstattung etwa im Vergleich zwischen ländlichen
und Ballungsräumen zu untersuchen. Ob sich aus erschwerter Erreichbarkeit im All-
tag tatsächlich Probleme ergeben und welche sozialen Gruppen davon besonders be-
troffen sind, lässt sich nur durch Befragungen ermitteln. 2016 hat das Thünen-Institut
für Ländliche Räume zwei standardisierte Repräsentativbefragungen der erwachse-
nen Bevölkerung bzw. von Familien mit mindestens einem Kind unter 13 Jahren
in ländlichen Räumen durchgeführt. Beiden zufolge war der Großteil vorgegebener
Einrichtungen (wie Grundschule, Gemeindeverwaltung oder Hausarzt/Hausärztin)
im Umkreis von zehn Kilometern für die meisten Befragten (über 96%) verfüg-
bar. Bezogen auf die erwachsene Bevölkerung (n= 1717 Befragte) insgesamt waren
kleine Lebensmittelläden (89%), weiterführende Schulen (87%) und spezialisier-
te Geschäfte etwa für Haushaltsgeräte und Möbel (67%) am wenigsten verfügbar.
Als Erschwernis für die Alltagsgestaltung wurde vorrangig das Fehlen letzterer ge-
nannt (6%). Die Hälfte aller Familien (n= 956) verfügte wohnortnah über keine
Einrichtung der Familienbildung oder eine entsprechende Beratungsstelle, als All-
tagserschwernis wurde am häufigsten (von 8%) ein fehlender Kinderarzt bzw. eine
fehlende Kinderärztin genannt (vgl. auch Kreis 2021).

So vielfältig wie ländliche Räume sind, so unterschiedlich ist auch die Versorgung
mit Daseinsvorsorgeeinrichtungen. Eine ausschließliche Abbau-Erzählung greift hier
zu kurz – und wenn, dann reicht sie für Westdeutschland in die 1970er-Jahre zu-
rück, als im Zuge der damaligen großflächigen Gebietsreformen zahlreiche Dorf-
schulen geschlossen und Gemeindeverwaltungen zentralisiert wurden. Abkopplun-
gen vom Schienenverkehr, Ausdünnung der Busanbindungen und Schließung klei-
ner Nahversorger waren ebenfalls ein sich über Jahrzehnte ziehender Prozess. Für
Ostdeutschland waren die Wiedervereinigung und das politische (wie wissenschaft-
liche) Paradigma der „nachholenden Modernisierung“ entscheidende Anstöße für
Daseinsvorsorgeverluste in ländlichen Räumen vor allem im Bereich der sozialen
und medizinischen Versorgung.

Doch ist hier auch auf einen grundlegenden Ausbau vor allem technischer In-
frastrukturen (von der Telefonversorgung über Straßenbau und Kanalisation bis hin
zum Breitband) zu verweisen (Steinführer 2020). In Ost wie West schließlich wur-
de Daseinsvorsorge in den vergangenen Jahrzehnten nicht nur ab- und ausgebaut,
sondern sie unterlag mit dem sich verändernden Sozialstaat und dem gewachse-
nen Einfluss europäischer Rechtsvorgaben einem grundlegenden Umbau. Liberali-
sierung, Privatisierung und teilweise Finanzialisierung (also die gewinnorientierte
Veräußerung öffentlicher Daseinsvorsorge, z.B. kommunaler Wohnungsbestände,

7 Berechnungen der Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln liegen bisher im Landatlas noch nicht
vor, sind aber geplant.
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und deren Umwandlung in Anlageobjekte auf den Kapitalmärkten; Heeg 2013),
aber auch privatwirtschaftliche Konzentrations- und Verdrängungsprozesse sind hier
als Katalysatoren zu nennen. Das gilt z.B. für den Pflegesektor, Ver- und Entsor-
gungsinfrastrukturen und die Nahversorgung. Hinzu kommen in ländlichen Räumen
grundlegende Veränderungen der räumlichen Verteilung von Daseinsvorsorgeein-
richtungen: Private wie öffentliche Anbieter konzentrieren sich, flankiert von landes-
und regionalplanerischen Zuweisungen zentralörtlicher Funktionen, zunehmend in
Klein- und Mittelstädten und dort vor allem in deren Zentren. Gegeninitiativen wie
etwa die Gründung und teilweise Förderung von Dorfläden oder Multifunktionshäu-
sern vermögen hier nur bedingt Abhilfe zu schaffen.

5 Wachsende Herausforderungen für die Daseinsvorsorge in ländlichen
Räumen

Ländliche Räume stehen vor wachsenden Herausforderungen. Zu nennen sind hier
beispielsweise der demographische Wandel, die Digitalisierung von Wirtschaft und
Gesellschaft, der Übergang zu einer nahezu treibhausgasneutralen Wirtschafts- und
Lebensweise sowie sich ändernde Lebensstile, Erwerbsmuster und Lebensformen
(vgl. Margarian und Weingarten 2019; Born und Steinführer 2018). Diese Her-
ausforderungen betreffen in unterschiedlichem Maße auch die Daseinsvorsorge in
ländlichen Räumen.

� Die Alterung der Bevölkerung, die eine bundesweit zu verzeichnende Entwick-
lung ist – von der aber periphere ländliche Räume besonders betroffen sind – und
der in vielen Regionen seit langem zu verzeichnende Rückgang der Bevölkerung
beeinflussen die Art und den Umfang der nachgefragten Leistungen, aber auch
deren Finanzierbarkeit. So steigt mit zunehmender Alterung beispielsweise die
Nachfrage nach medizinischer und pflegerischer Daseinsvorsorge. Die Finanzier-
barkeit von Daseinsvorsorge ist durch eine Reduzierung der Bevölkerung doppelt
betroffen (Küpper 2015): Zum einen verschlechtert sich bei sinkender Einwohner-
zahl die Finanzsituation der betreffenden Kommune (weniger Steuereinnahmen,
weniger Schlüsselzuweisungen, weniger Einnahmen an Gebühren). Zum anderen
führen insbesondere bei leitungsgebundenen Infrastrukturen (Trinkwasser, Ab-
wasser) hohe Fixkosten dazu, dass sich die Kosten pro Kopf erhöhen, wenn die
Nutzerzahlen zurückgehen (Remanenzeffekt). Der demographische Wandel führt
für viele Berufe und Regionen auch dazu, dass die Verfügbarkeit von Fachkräften
sinkt. Hiervon sind auch die Erbringer von Daseinsvorsorgeleistungen, etwa im
Pflegebereich, betroffen.

� Die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft setzt den Zugang zu schnel-
lem Breitband und leistungsfähige Mobilfunknetze voraus. Hier weisen noch ei-
nige, insbesondere ländliche Regionen weiße oder graue Flecken auf, wie viele in
der Corona-Pandemie bei Homeoffice oder Homeschooling wieder schmerzhaft
erfahren mussten. Die Digitalisierung bietet auch im Bereich der Daseinsvorsor-
ge große Chancen. So kann die Telemedizin dazu beitragen, die Notwendigkeit
von Fahrten zum nächsten, in Zukunft vielleicht weiter entfernten Arzt oder Kran-
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kenhaus zu verringern. Autonomes Fahren könnte die Mobilität vieler Menschen
erhöhen, was insbesondere in dünn besiedelten Regionen mit langen Wegen von
großer Bedeutung wäre.

� Der Übergang zu einer nahezu treibhausgasneutralen Wirtschafts- und Lebens-
weise, der bis 2050 erforderlich ist, damit Deutschland seine Klimaziele errei-
chen kann, wird unter anderem dazu führen, dass Verkehrsmobilität teurer wird.
Hiervon werden die Menschen in ländlichen Räumen stärker betroffen sein als in
Großstädten. Wie die Erreichbarkeitsanalysen des Landatlasses zeigen, sind die
Wege zum nächsten Arzt, zum Discounter, zur Schule oder zur Polizei in ländli-
chen Räumen in der Regel länger.

� Sich ändernde Lebensstile, Erwerbsmuster und Lebensformen betreffen auch die
Daseinsvorsorge. Ein prominentes Beispiel hierfür ist die gestiegene Nachfrage
nach Kinderbetreuung und der in den letzten Jahren erfolgte Ausbau von Kitas
und Ganztagsbetreuung in Schulen. Dies ist vor dem Hintergrund veränderter Er-
werbsmuster von Eltern vor allem in den westlichen Bundesländern und dabei
insbesondere von Müttern kleinerer Kinder zu sehen (Born und Steinführer 2018,
S. 34). Das Beispiel verweist auch darauf, wie gesellschaftlicher Wandel wiede-
rum Erwartungen an Daseinsvorsorge und die Rolle des Staates für deren Bereit-
stellung innerhalb kurzer Zeit grundlegend verändern kann. Ähnliches lässt sich
aus der Corona-Pandemie für den Gesundheitssektor erwarten.

6 Politische Dauer- und Querschnittsaufgabe

Wie kann vor dem Hintergrund der genannten Herausforderungen die Daseinsvor-
sorge in ländlichen Räumen auch zukünftig gesichert werden? (Wie) können gleich-
wertige Lebensverhältnisse in allen Regionen Deutschlands erreicht werden? Diese
Fragen werden seit den 1970er-Jahren immer wieder gestellt, und sie können in dem
vorliegenden Beitrag grundsätzlich nicht beantwortet werden – denn dies ist zual-
lererst eine politische Gestaltungsfrage. Stattdessen greifen wir hier an einzelnen
Beispielen auf, wie diese Fragen in jüngster Zeit politisch adressiert wurden.

Gleichwertige Lebensverhältnisse „herzustellen und dabei sozial, ökonomisch
und ökologisch ausgewogen ... zu gestalten, bleibt eine Aufgabe für die kommen-
de Dekade“, wie die Bundesregierung insbesondere mit Bezug auf ländliche Räume
jüngst im „Dritten Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung der ländlichen Räu-
me“ (BMEL 2020) betonte. Es ist keine neue Aufgabe, sondern eine Daueraufgabe.
In einem föderalen Staat wie Deutschland ist es zugleich eine Querschnittsaufga-
be, die Bund, Länder und Kommunen betrifft, und auf diesen Ebenen jeweils viele
Ressorts.

Deshalb war es zu begrüßen, dass sich Vertreter*innen der genannten drei Ebenen
im September 2018 zur Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse konstituier-
ten. Hohe Erwartungen wurden hiermit verbunden. Dass diese nicht erfüllt wurden,
zeigte sich im Juli 2019 schon daran, dass es nicht gelungen war, sich auf gemeinsa-
me Schlussfolgerungen zu einigen. Stattdessen legten die drei Vorsitzminister*innen
Seehofer, Klöckner und Giffey mit „Unser Plan für Deutschland – Gleichwertige
Lebensverhältnisse überall“ (BMI 2019) ihre eigenen Schlussfolgerungen vor. Zu
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deren Umsetzung beschloss die Bundesregierung zwölf Maßnahmen (N. N. 2019).
Einzelne davon adressieren explizit Bereiche der Daseinsvorsorge.8 Andere Maßnah-
men, wie die gezielte Förderung strukturschwacher Regionen durch ein (sich aus
bestehenden Förderprogrammen bzw. -maßnahmen speisendes) „neues gesamtdeut-
sches Fördersystem“ lassen auch positive Auswirkungen auf die Daseinsvorsorge
in ländlichen Räumen erwarten. Das „neue gesamtdeutsche Fördersystem“ bietet
die Chance, dass Fördermaßnahmen unterschiedlicher Ressorts stärker aufeinan-
der abgestimmt werden. Ob diese Chance genutzt wird oder ob es faktisch eher
nur zu einem gemeinsamen Berichtswesen kommt, wird die Zukunft zeigen. Den
Querschnittscharakter des Gleichwertigkeitsziels greift auch die Maßnahme „Gleich-
wertige Lebensverhältnisse als Richtschnur setzen“ auf. Im Ergebnis der Kommis-
sionsarbeit führte der Bund 2020 einen „Gleichwertigkeits-Check“ ein. Demnach
ist im Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, „ob und wie sich Gesetzesvorhaben des
Bundes auf die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse der Menschen auswirken“
(BMI 2020: 1).9 Es bleibt abzuwarten, ob dies zu einer wünschenswerten besseren
Abwägung von Gesetzesfolgen beiträgt oder ob der Gleichwertigkeits-Check ein Pa-
piertiger werden wird (für einen ähnlichen Ansatz, das „rural proofing“ in England,
vgl. Atterton 2008). Abzuwarten bleibt auch, zu welchen konkreten Ergebnissen
der Folgeprozess10 zur Kommission Gleichwertige Lebensverhältnisse führen wird.
Positiv ist in jedem Fall, dass gleichwertige Lebensverhältnisse auf der politischen
Agenda weiter nach oben gerückt sind.

Auch auf der Länderebene hat der Themenkomplex „Daseinsvorsorge – gleich-
wertige Lebensverhältnisse – ländliche Räume“ in den letzten Jahren an politischer
Bedeutung gewonnen. Dies zeigt sich beispielsweise darin, dass der bayerische
Landtag eine Enquete-Kommission „Gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern“
eingesetzt hatte, deren Bericht im Landtag 2018 diskutiert wurde (Bayerischer Land-
tag o.J.). Ein anderes Beispiel ist, dass der Landtag in Thüringen derzeit über einen
Gesetzesentwurf diskutiert, der unter anderem vorsieht, die Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse als Staatsziel in die Verfassung Thüringens aufzunehmen
(Thüringer Landtag 2020), ähnlich wie dies in Baden-Württemberg, Bayern, Bran-
denburg und Hessen der Fall ist.

Für die meisten Bereiche der Daseinsvorsorge und damit eine lebensweltlich er-
fahrbare Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen sind jedoch nicht der Bund oder
die Länder zuständig. Vielmehr sind die Kommunen die „Gestalter der konkreten,
regional spezifischen Herausforderungen der Daseinsvorsorge“ (Winkler-Kühlken
2019, S. 24). Der Handlungs- und Gestaltungsspielraum vieler Kommunen bei der
Erfüllung ihrer Pflichtaufgaben, insbesondere aber bei freiwilligen Aufgaben, leidet
oftmals unter fehlenden finanziellen (und personellen) Ressourcen. Zwar unterstüt-

8 Siehe Maßnahme 3 „Breitband und Mobilfunk flächendeckend ausbauen“, 4 „Mobilität und Verkehrsin-
frastruktur in der Fläche verbessern“ und 9 „Qualität und Teilhabe in der Kindertagesbetreuung sichern“.
9 Beim Gleichwertigkeits-Check handelt sich nicht um eine explizit in § 44 GGO genannte Gesetzesfolge.
Er hat appellativen Charakter (BMI 2020).
10 Zu nennen sind hier insbesondere die Einsetzung eines Ausschusses auf Staatssekretärsebene zur Steue-
rung und zum Nachhalten der Umsetzung der zwölf Maßnahmen und die gesonderte Erörterung der Maß-
nahmen mit den Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden.
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zen der Bund und die Länder Kommunen bei der Gewährleistung der Daseinsvor-
sorge auch mit einer Vielzahl von Förderprogrammen und -maßnahmen. Genannt
seien hier zum Beispiel die im neuen gesamtdeutschen Fördersystem zusammenge-
fassten Förderaktivitäten und die landesspezifischen „Programme zur Entwicklung
des ländlichen Raums“. So sinnvoll dies im Einzelfall ist, darf dies den Blick darauf
nicht verstellen, dass auf manche Förderaktivitäten verzichtet werden könnte, wenn
die Kommunen grundsätzlich finanziell und personell besser ausgestattet wären.
Der Sachverständigenrat für Ländliche Entwicklung beim BMEL empfiehlt daher,
„eine Verbesserung der Steuerausstattung der Kommunen herbeizuführen, um den
berechtigten Anforderungen der Bevölkerung in ländlichen Räumen an die Daseins-
vorsorge Rechnung zu tragen“ (SRLE 2017, S. 10; ähnlich: Facharbeitsgruppe 3
„Raumordnung und Statistik“ 2019).

Handlungs- und Gestaltungsspielräume könnten auch dadurch vergrößert werden,
dass bestehende rechtliche Regelungen im Bereich der Daseinsvorsorge hinterfragt
und ggf. angepasst werden, um flexible, adäquate Lösungen zu ermöglichen (SRLE
2017; zur Diskussion über die Flexibilisierung von Standards vgl. Winkler-Kühlken
2019 sowie Winkel 2010). Dies wäre insbesondere für von starkem Bevölkerungs-
rückgang und Alterung besonders betroffene Regionen wichtig, in denen nicht zu-
letzt ein „Management von Schrumpfung“ (BMELV 2007, S. 3; vgl. Küpper et al.
2013) erforderlich ist.

7 Fazit

Daseinsvorsorge ist „von zentraler Bedeutung für die Verwirklichung von Le-
benschancen, die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben sowie für die Alltagsge-
staltung und die Lebensqualität der Einwohner“ (SRLE 2017, S. 9). Sie ist damit
ein zentraler Bestandteil gleichwertiger Lebensverhältnisse. Zugleich ist sie „kein
statisches Konzept und kein fester Katalog – was genau sie umfasst, welche Er-
wartungen an sie herangetragen werden, welche Steuerungsmodelle zum Einsatz
kommen und wie sie gewährleistet werden kann, verändert sich kontinuierlich
mit dem gesellschaftlichen Wandel“ (Steinführer und Küpper 2020, S. 24). Die
Gewährleistung der Daseinsvorsorge zu angemessenen Preisen und in zumutbarer
Entfernung stellt daher eine Daueraufgabe dar, die mit Aus-, Ab- und Umbau
einhergeht. Sie wird von sozialem, ökonomischem und technologischem Wandel
beeinflusst und wirkt selbst auf diese Prozesse ein. Sie ist zudem eine Querschnitts-
aufgabe für Bund, Länder und insbesondere Kommunen. Nicht zuletzt ist sie eine
flächendeckende Aufgabe, stellt aber insbesondere wirtschaftlich strukturschwache,
von Alterung und Bevölkerungsrückgang betroffene und dünn besiedelte Regionen
vor besondere Herausforderungen. Gleichwohl stehen auch wachsende und wirt-
schaftlich prosperierende ländliche und nicht-ländliche Räume vor Anpassungs- und
Umbauerfordernissen der Daseinsvorsorge. Eine verkürzte Vorstellung von „dem“
ländlichen Raum, der ausschließlich strukturschwach, peripher und „abgehängt“
sei und in dem die Daseinsvorsorge immer schlechter werde, geht an der Vielfalt
ländlicher Räume und der Lebenswirklichkeit vieler Bewohner*innen vorbei.
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